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Presseinformation - 378/05/2020 

Bundesratsinitiative zu PCB: Nordrhein-Westfa-
len will Regelungslücke schließen 

Neue Genehmigungspflicht für bestimmte silikonverarbeitende  
Betriebe soll Gefahr der Freisetzung eindämmen 

Das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und  
Verbraucherschutz teilt mit: 

Mit einer Bundesratsinitiative will Nordrhein-Westfalen eine Regelungs-

lücke schließen, mit der die Gefahr durch eine unbeabsichtigte Freiset-

zung von Polychlorierten Biphenylen (PCB) minimiert wird. Damit ver-

bunden ist eine neue Genehmigungspflicht für bestimmte silikonverar-

beitende Betriebe. „Es ist nicht nachvollziehbar, dass die gleichen ge-

fährlichen Stoffe – die PCB –  unterschiedlich behandelt werden, je 

nachdem wie sie entstehen. Wir müssen als Behörde handlungsfähig 

sein, auch wenn es zu einer nicht beabsichtigten Entstehung von PCB 

kommt, um eine Gefährdung von Menschen und Umwelt zu vermeiden“, 

sagt Umweltministerium Ursula Heinen-Esser. 

 

Derzeit besteht die paradoxe Situation, dass die Herstellung, das Inver-

kehrbringen und die Verwendung von PCB durch EU-Recht grundsätz-

lich verboten sind. Wenn PCB jedoch nicht zielgerichtet hergestellt wer-

den, sondern unbeabsichtigt bei der Silikonherstellung entstehen, ist die 

Rechtslage sehr komplex und die Hürde für ein behördliches Eingreifen 

höher. Nach dem Vorstoß Nordrhein-Westfalens soll die Vierte Verord-

nung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BIm-

SchV) so geändert werden, dass silikonverarbeitende Betriebe in den 

Kreis der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen 

aufgenommen werden. Der Bundesrat berät am 15. Mai über den An-

trag.  

 

Nach aktuellen Informationen der zuständigen Behörden gibt es allein in 

Nordrhein-Westfalen mindestens acht Unternehmen, die bei der Verar-

beitung von Silikon ein bestimmtes zugelassenes chlorhaltiges Vernet-
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zungsmittel einsetzen. Hier kann es potenziell bei der Herstellung unbe-

absichtigt zu einem Austritt von PCB kommen. „Bei uns ist das Thema 

erstmals sichtbar geworden, als aus einem Betrieb PCB-haltige Flocken 

ausgetreten sind. Aber das Problem betrifft nicht nur Nordrhein-Westfa-

len. Daher haben wir bereits im Februar den Bund angeschrieben und 

diese Bundesratsinitiative angekündigt. Wir benötigen eine klare und 

bundesweit einheitliche Regelung für diese Produktionsprozesse, um 

die PCB-Emissionen dauerhaft zu vermeiden“, so die Ministerin.  

 

PCB, die sich bei der Silikonproduktion unbeabsichtigt als Abspaltungs-

produkte bilden, können über die Abluft in die Umgebung gelangen. Die 

dabei gebildeten PCB (Kongenere 47, 51 und 68) sind äußerst selten 

und gehörten bislang nicht zum Standardprogramm der analytischen 

Umweltüberwachung. Aufmerksam wurden die Behörden in Nordrhein-

Westfalen aufgrund von Bürgerbeschwerden über Partikelniederschläge 

(„weiße Flocken“) im Umfeld eines silikonverarbeitenden Betriebes in 

Ennepetal. Im Zuge umfangreicher und aufwändiger Untersuchungen 

und Recherchen konnten die PCB analysiert und Maßnahmen eingelei-

tet werden, um den Austritt zu verhindern.  

 

„Die aktuelle Rechtslage macht es den Umweltbehörden sehr schwer, in 

Fällen wie diesem Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge effektiv umzu-

setzen“, sagt Heinen-Esser. „Aber wenn wir jetzt diese Regelungslücke 

schließen, können wir bereits vor der Inbetriebnahme einer solchen An-

lage aktiv werden und eine effektive Gesundheitsvorsorge zugunsten 

der Beschäftigten und der Anwohner sicherstellen. Gleichzeitig hätte 

dies den Vorteil, dass dann für diese Anlagen bundeseinheitlich die glei-

chen Umweltschutzanforderungen gelten würden. Dies würde zu einer 

Gleichbehandlung und somit auch zu einer Wettbewerbsgleichheit füh-

ren.“ 

 

Bei Nachfragen wenden Sie sich bitte an die Pressestelle des Ministeriums für 
Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz, Telefon 0211 4566-748 
(Tanja Albrecht). 
 
Dieser Pressetext ist auch über das Internet verfügbar unter der Internet-
Adresse der Landesregierung www.land.nrw 
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